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Zum Artikel XII des Reichsgeſetzes vom 23. Juli 
1871, U. G. Bl. Ar. 16, über die neue Maß- und 
Gewichtsordnung. 

Von Ferdinand Kirchlehner, k. k. Statthaltereirath. 


Dieſer Artikel lautet: „Die in Fäſſern zum Verkaufe kommenden 
Weine, Biere und Spritte dürfen dem Käufer nur in ſolchen Fäſſern, 
auf welchen die den Rauminhalt bildende Zahl der Liter durch vor⸗ 
ſchriftsmäßige Stempelung beglaubigt iſt, überliefert werden. 

Eine Ausnahme hievon findet nur bezüglich ſolcher außeröſterreichi⸗ 
ſcher Weine, Biere und Spritte ſtatt, welche in den Originalgebinden 
weiter verkauft werden.“ 

Von den ſteiermärkiſchen politiſchen Behörden erſter Inſtanz wurden 
die Uebertretungen dieſes Artikels theils nach Artikel VI des citirten 
Geſetzes, theils nach der Allerhöchſten Entſchließung vom 16. September 
1857 (Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. 
Nr. 198) beſtraft. 

Die ſteiermärkiſche Statthalterei hat bisher die Anſchauung zur 
Geltung gebracht, daß der Artikel VI auf Artikel XII Anwendung 
finde, und das Mmiſterium des Innern hat im Einvernehmen mit 
dem Handelsminiſterium in einem ſpeciellen Falle ) dieſe Auſicht ge— 
theilt. Es läßt ſich aber nicht leugnen, daß man es hier mit einer 
unvollſtändigen Geſetzgebung zu thun habe, zum mindeſten aber, daß 
die Frage ſehr zweifelhaft ſei. 

Das citirte Geſetz ordnet im Artikel V an, daß die neuen Maße 
und Gewichte im öffentlichen Verkehre ausſchließlich anzuwenden ſeien. 
Der Artikel XVII handelt von der ſogenannten Pferdekraft, der Ar- 
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Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 29. December 1876, 
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tikel XVIII vom Alkoholometer, Gasmeſſer u. ſ. f. Der Artikel VI 
beſtimmt, daß „die Anwendung nicht geſetzlicher Maße, Gewichte und 
Meßapparate (Art. V, XVII, XVIII) im öffentlichen Verkehre nebſt 
dem Verfalle dieſer Maße und Gewichte mit einer Geldſtrafe von 
5 bis 100 fl., eventuell mit 1 bis 20 Tagen Arreſt geahndet werde“. 

Nun iſt in dieſem Artikel VI der fragliche Artikel XII nicht 
bezogen und aus dieſem Umſtande wird hauptſächlich von einer Seite 
die Schlußſolgerung abgeleitet, daß die Uebertretung der Benützung 
nicht gehörig geſtempelter Fäſſer nicht nach der Strafbeſtimmung des 
Geſetzes vom Jahre 1871, das iſt nach Artikel VI, ſondern nach der 
Miniſterialverordnung vom Jahre 1857 zu ahnden ſei. Die Vertheidiger 
dieſer Auſicht beziehen ſich auch auf den Artikel AV (al. 2), nach 
welchem die Anwendung von Maßen und Gewichten mit unzuläſſigen 
Abweichungen ausdrücklich der Strafſanction des Artikels VI unterliegt. 
Auch führen ſie den Motivenbericht zum Entwurfe des in Rede ſtehenden 
Geſetzes zur Bekräftigung ihrer Meinung an. Dieſer erklärt die ratio 
legis des Artikels XII mit dem, „daß Gefäße, welche nicht Meßwerk— 
zeuge ſind, dennoch die Beglaubigung ihres Rauminhaltes nach Litern 
enthalten müſſen, da die Gegenſtände, welche in derlei Gefäßen trans 
portirt und verkauft werden, ein öfteres Meſſen nicht zulaſſen; die Sicher⸗ 
heit des öffentlichen Verkehres erheiſche es daher, den Gefäßen ge- 
wiſſermaßen den Charakter von Hohlmaßen zu gewähren“. Daraus 
gehe nun unzweifelhaft hervor, daß der Artikel XII die Verwendung 
von Fäſſern nicht beglaubigten Inhaltes aus öffentlichen Rückſichten 
als geſetzwidrig erklärt, ohne daß jedoch gegen die Uebertretung dieſer Be- 
ſtimmung im Geſetze ſelbſt eine Strafe verhängt erſcheine. Da im Straf- 
verfahren die analoge Anwendung von Strafbeſtimmungen grundſätzlich 
ausgeſchloſſen ſei, erſcheine die Anwendung des Artikels VI per analogiam 
unzuläſſig uud es habe die Beſtrafung nach der Miniſterialverordnung 
vom Jahre 1857 einzutreten, welche eine mildere Strafſanction als der 
Artikel VL enthält und den Verfall von Geräthſchaften nicht kennt. 
Endlich berufen ſie ſich auf die einſchlägige ungariſche Geſetzgebung. 
Nach der dnaliſtiſchen Geſetzgebung vom Jahre 1867, und zwar nach 
dem Zoll- und Handelsbündniſſe (abgeſchloſſen zwiſchen den Ländern der 
ungariſchen Krone und Seiner Majeſtät übrigen Königreichen und 
Ländern) *) „erklären ſich beide Theile bereit, nach Möglichkeit gleiches 
Maß⸗ und Gewichtsſyſtem in beiden Ländergebieten einzuführen, und 
demzufolge werden die Miniſterien beider Theile in Bezug auf die 
Vervollkommnung des Maß⸗ und Gewichtsſyſtemes ihren betreffenden 
Legislativen gleichförmige Geſetzvorlagen machen“. In Folge deſſen iſt 
das Eingangs citirte Geſetz vom Jahre 1871 in der diesſeitigen Reichs⸗ 
hälfte zu Stande gekommen, gleichwie in den Ländern der ungariſchen 
Krone der VIII. Geſetzartikel vom 17. April 1874 über die Einführung 
des Metermaßes. Die einſchlägigen Beſtimmungen desſelben 8 13 und 
§ 19 lauten: 8 


XVI. Geſetzartikel vom 27. December 1867, Art. XIII, dann Geſetz vom 
24. December 1867, R. G. Bl. Nr. 4, Art. XIII. 


8 13. „Wenn Wein, Bier und Brauntwein in Gebinden verkauft 
wird, ſo muß das Faß geaicht (cimentirt) und mit einem den Inhalt 
desſelben nach dem neuen Maße bezeichnenden Stempel verſehen ſein. 
Eine Ausnahme hievon findet nur bei dem Verkaufe aus dem Auslande 
eingeführter Weine, Biere und Spritte in dem Falle ſtatt, wenn die⸗ 
ſelben in den Originalgebinden weiter verkauft werden.“ 

$ 19. „Die Anwendung ſolcher Maße und Meßapparate im öffent⸗ 
lichen Verkehre, welche den Beſtimmungen diefes Geſetzes nicht entſprechen, 
iſt nebſt dem Verfalle der ungeſetzlichen Maße und Gewichte mit einer 
im adminiſtrativen Wege einzutreibenden Geldſtrafe bis 100 fl. zu 
beſtrafen, abgeſehen hievon iſt eventuell auch das Strafverfahren 
einzuleiten. 

Eine gleiche Geldſtrafe trifft auch Diejenigen, welche den im 
§ 13 erwähnten Beſtimmungen über Gebinde nicht nachkommen. 

Die Wiederholung der Uebertretung iſt als erſchwerender Umſtand 
anzuſehen. 

Die uneinbringliche Geldſtrafe iſt in eine Arreſtſtrafe umzuwandeln, 
wobei für je fünf Gulden ein Tag zu rechnen iſt. 

Die Geldſtrafen fließen in die Caſſe derjenigen Jurisdictionen, 
durch deren Polizeiorgane dieſelben bemeſſen worden ſind.“ 

Beſtünde nun wirklich eine gleichförmige Geſetzgebung — ſo 
wird gefolgert — ſo könne bei der Uebertretung des in Frage ſtehenden 
Artikels XII des Geſetzes vom Jahre 1871 der Verfall der Fäſſer 
nicht ausgeſprochen, das heißt es könne nicht nach Artikel VI, ſondern 
müſſe nach der Miniſterialverordnung vom Jahre 1857 vorgegangen 
werden. — Daß die Begründung dieſer Anficht eine Berechtigung für 
ſich hat, können wir nicht in Abrede ſtellen, dennoch können wir ſie 
nicht theilen. Allerdings müſſen wir zugeben, daß der Wille des 
Geſetzgebers nicht ganz klar und zweifellos im Geſetze ſelbſt zum 
Ausdrucke gelangt iſt. 

Vor Allem wid rſtrebt es uns, die Zuläſſigkeit der Anwendung 
der Miniſterialverordnung vom Jahre 1857 zuzugeben, womit lediglich 
eine allgemeine Vorſchrift für die Beſtrafung jener geringeren Geſetzes⸗ 
übertretungen bekannt gemacht wird, für welche in beſonderen Verordnungen 
die Strafe nicht bemeſſen iſt 

Wenn ein neues Geſetz eine beſtimmte Strafſanction, im vor— 
liegenden Falle den Artikel VI enthält, ſo geht es durchaus nicht an, 
dem Geſetzgeber zuzumuthen, er wolle einzelne Uebertretungen des 
Geſetzes dieſer Strafſanction entzogen wiſſen und der politiſche Richter 
müſſe ſich in anderer Weiſe helfen, das heißt die Miniſterialverordnung 
vom Jahre 1857 zu Hilfe nehmen. Es iſt hiezu auch gar keine 
zwingende Nothwendigkeit vorhanden. Der Artikel VI beſtimmt die 
Strafe für die Anwendung nicht geſetzlicher Maße, Gewichte und 
Meßapparate und bezieht ſich allerdings ausdrücklich nur auf die 
Artikel V, XVII und XVIII. Dieſe Beziehung iſt nun keine ſchöpfende, 
denn auch die Artikel XI, XII und XV cal. ]) handeln von der 
Anwendung nicht geaichter Maße, nicht geſtempelter Fäſſer und der 
nicht periodiſch einer neuerlichen Aichung unterzogenen Maße und Ge— 
wichte. Niemand wird leugnen, daß die im Artikel XL und XV (al 1) 
bezeichnete Auwendung von Maßen und Gewichten als eine nicht 
geſetzliche und daher der Strafſanction des Artikels VI unterliegende 
anzuſehen ſei, und dennoch findet keine ausdrückliche Beziehung ſtatt. Die 
Anwendung eines Gewichtes alten Syſtems wird nach Art. VI beſtraft 
und das Gewicht confiscirt. Auch die Anwendung eines nicht geaichten 
Gewichtes neuen Syſtems iſt ſtraffällig; ſoll aber das nicht geaichte 
Gewicht nicht als verfallen erklärt werden dürfen? Die Nichtbeziehung 
der Artikel VI und XII erſcheint uns daher gleichfalls nicht relevant. 
Es handelt ſich daher nur noch um die Frage, ob die nicht geſtempelten 
Fäſſer, wie fie der Artikel XII im Auge hat, als Maße im Sinne 
des Geſetzes anzuſehen ſeien. Und dieſe Frage glauben wir gerade nach 
dem Inhalte des früher bezogenen Motivenberichtes bejahen zu müſſen. 
Wenn der Motivenbericht den Fäſſern „gewiſſermaßen“ den Cha⸗ 
rakter von Hohlmaßen vindicirt, ſo iſt nach gewöhnlichen ſprachlichen 
Auslegungsregeln ein nicht geſtempeltes Faß im Sinne des Artikels XII 
„gleichſam“ ein nicht geſetzliches Maß und fällt daher unter die Be⸗ 
ſtimmungen des Artikels VI, wenn es auch nicht urſprünglich als ein 
Meßwerkzeug anzuſehen war; es iſt dies eine geſetzliche Annahme, wie 
ſie nicht vereinzelt daſteht. Wenn das ungariſche Geſetz eine ſolche 
Uebertretung nur mit einer Strafe und nicht mit dem Verſalle des 
Faſſes bedroht, ſo kann dieſe Maßregel als eine billige bezeichnet wer⸗ 
den und wäre vielleicht ſogar zu wünſchen, daß ſie auch in der öſter⸗ 
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reichiſchen Geſetzgebung Aufnahme gefunden hätte; allein der politiſche 
Richter hat ſeinen Standpunkt de lege lata und nicht de lege ferenda 
wahrzunehmen und übrigens iſt nicht zu überſehen, daß die Geſetz⸗ 
gebung des Jahres 1867 die Einführung eines gleichen Maß- und 
Gewichtsſyſtemes in beiden Ländergebieten nur „nach Möglichkeit“, 
d. h. nach Berückſichtigung der Bedürfniſſe und Eigenthümlichkeiten der 
Länderverhältniſſe anordnet. Wenn übrigens dem politiſchen Richter der 
Verfall des Faſſes als eine zu harte Maßregel erſcheint, ſo findet er 
die Remedur für den einzelnen Fall in der Miniſterialverordnung vom 
31. Jänner 1860, R. G. Bl. Nr. 31, wornach es ihm freiſteht, auch 
von Amtswegen die Nachſicht dieſes Verfalles durch das Miniſterium des 
Innern herbeizuführen. — Wir können daher nur wünſchen, daß die 
ſteiermärkiſche Statthalterei ihrer bisherigen Praxis treu bleiben möge. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Von Amtswegen Behebung gemeindeämtlicher Straferkenntniſſe, 
welche ohne vorherige Einvernehmung des Beſchuldigten und ohne 
Sicherſtellung des Thatbeſtandes erfloſſen ſind. 

Mit dem vom Gemeindevorſteher und zwei Gemeinderäthen unter- 
fertigten Auftrage des Gemeindeamtes in T. vom 29. Mai 1877 
wurde Johann M. angewieſen, „binnen 24 Stunden die Einſchränkung 
des öffentlichen, gegen J. führenden Fußſteiges zu beſeitigen, widrigens 
derſelbe bei Nichtbefolgung dieſes Auftrages einer Geldſtrafe von 2 fl. 
unterliegen wird“. Mit dem in gleicher Weiſe unterfertigten Auftrage 
des Gemeindeamtes in T. vom 30. Mai 1877 wurde dem Johann M., 
„nachdem derfelbe dem Auſtrage vom 29. Mai 1877, mit welchem er 
wegen Nichtbeſeitigung der Einſchränkung des öffentlichen Fußſteiges 
binnen 24 Stunden zu 4 fl. (2) verurtheilt ?) wurde, nicht entſprochen 
hat“, die Berichtigung dieſer auferlegten Geldſtraſe von 4 fl. binnen 
acht Tagen aufgetragen, widrigens nach Ablauf dieſer Friſt die Ent⸗ 
ſcheidung rechtskräftig und der Betrag von ihm mittelſt Zwangsmittel 
eingehoben werden wird. Mit einem gleichen Auftrage des Gemeinde— 
amtes in T. vom 12. Juni 1877 wurde Johann M., „nachdem er 
den Erläſſen vom 29. Mai 1877 und 30. Mai 1877, mit welchen 
er wegen Beſchränkung des öffentlichen Fußſteiges das erſte Mal zu 2 ſl., 
das zweite Mal zu 4 fl. Geldſtrafe verurtheilt wurde, nicht nachgekommen 
iſt“, erinnert, den Betrag von 6 fl. binnen acht Tagen bei ſonſtiger 
Execution zu berichtigen. 


Der letztgenannte Auftrag zur Bezahlung der Geldſtrafe von 6 fl. 
binnen acht Tagen wurde vom Gemeindevorſteher von T. mit dem 
Erlaſſe vom 16. Juni 1877 wiederholt. 


Gegen den letzten Erlaß vom 16. Juni 1877 hat nun Johann M. 
die Beſchwerde bei der Bezirkshauptmannſchaft in N. eingebracht, in 
welcher er zugab, daß er den Fußſteig verſchränkt habe, jedoch nur 
deshalb, weil der Gemeindevorſteher auf dieſem dem Beſchwerdeführer 
gehörigen Fußſteige ſein eigenes Vieh getrieben hat. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in N. hat mit Erlaß vom 23. Auguſt 
1877 der Beſchwerde im Hinblicke auf die 88 28, ad 3, 62 und 63 
G. O. keine Folge gegeben. 

Im Statthaltereirecurſe hob Johann M. hervor, daß ihm das 
Gemeindeamt die Beſcheide in Betreff ſeiner Verurtheilung zu 2 fl. 
und 4 fl. Geldſtrafe ohne Einleitung einer Unterſuchung zugeſendet 
habe; es könnte unter ſolchen Umſtänden der Gemeindevorſteher jeden 
beliebigen Bewohner wegen einer erdichteten Uebertretung zu einer Geldſtrafe 
verurtheilen, welche dieſer dann immer zahlen müßte. Dies ſei auch 
bei ihm der Fall geweſen, indem der Gemeindevorſteher deshalb, weil 
Recurrent deſſen Vieh nicht über ſeinen Grund treiben laſſen wollte, 
ihn ohne jedes weitere Verfahren und ohne jede Unterſuchung zur Geld— 
ſtrafe verurtheilte. 

Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 30. Jänner 1878 dem 
Recurſe unter Hinweiſung auf die rechtskräftigen Straferkenntniſſe des 
Gemeindevorſtandes vom 29. und 30. Mai 1877 keine Folge gegeben. 

Johann M. ergriff den Miniſterialrecurs. Anläßlich desſelben 
gab der Gemeindevorſteher von T. an, daß außer den gleich auf's 
Reine (ohne jedes Concept) ausgefertigten 4 Beſcheiden keine weiteren 
Gemeindeacten vorhanden ſeien und daß dieſe Beſcheide blos im gemeinde⸗ 
jämtlichen Einreichungsprotokolle angemerkt ſeien. 


Die hierauf am 4. November 1878, Z. 11.427, erfolgte 
Miniſterialentſcheidung lautet: „Das k. k. Miniſterium des Innern 
findet über den Miniſterialrecurs des Johann M. in T. die Erkenntniſſe 
des Gemeindevorſtandes in T. vom 29. und 30. Mai 1877, mit 
welchen der Recurrent wegen Nichtbeſeitigung der Abſperrung eines 
Fußſteiges zu Geldſtrafen von 2 fl. und 4 fl. verurtheilt worden iſt, 
ferner die dieſe Erkenntniſſe beſtätigenden Entſcheidungen der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in N. vom 23. Auguſt 1877 und der k. k. Statt⸗ 
halterei vom 30. Jänner 1878 von Amtswegen zu beheben und 
die Reaſſumirung der Strafverhandlung anzuordnen, weil die erwähnten 
Straferkenntniſſe des Gemeindevorſtandes, abgeſehen von ihren formellen 
Mängeln ohne vorheriges Einvernehmen des Beſchuldigten und ohne 
Sicherſtellung des Thatbeſtandes erfloſſen ſind. Die Reaſſumirung 
der Verhandlung iſt mit Rückſicht auf die von dem Recurrenten angeführten 
Umſtände, wornach der Gemeindevorſtand iu dieſer Sache als perſönlich 
betheiligt bezeichnet wird, von der Bezirkshanptmannſchaft in N. 
vorzunehmen.“ K. 


Ein im gerichtlichen Wege nach dem Waffenpatente ausgeſproche⸗ 
ner Verfall von Waffen kann im politiſchen Wege nicht nach⸗ 
geſehen werden. 

Der Revierförſter in B., Anton R., hat in abgeſonderten, ganz 
gleichlautenden Eingaben vom 7. Auguſt 1878 dem Bezirksgerichte 
und der Bezirkshauptmannſchaft in S. angezeigt, daß er am 4. Auguſt 
1878 im O. . . er Pachtreviere den bekannten und mehrmals abgeſtraften 
Raubſchützen Johann K. betrat, wie er, mit einem Doppelgewehre ver- 
ſehen und mit einem Hunde, in den Kartoffeläckern des Revieres jagte. 
Das Bezirksgericht S. hat nach durchgeführter Strafverhandlung mit 
dem Urtheile vom 20. Auguſt 1878 den Johann K. der Uebertretung 
des verſuchten Diebſtahles nach 8 460 St. G., begangen durch Jagen 
im O. . . er Jagdreviere mit einem Hunde und Gewehre, ferner wegen 
Waffentragens ohne Waffenpaß oder andere behördliche Bewilligung nach 
den 88 14 und 36 des Waffenpatentes, u. z. nach $ 460 St. G. 
zum Arreſte von 24 Stunden, verſchärft mit einmal faſten, und nach 
den SS 14, 36 und 44 des Waffenpatentes zu einer Geldſtrafe von 
5 fl., eventuell von 24 Stunden Arreſt, dann zum Verfalle des ihm 
abgenommenen Gewehres verurtheilt. Dieſes Strafurtheil wurde auch in 
Vollzug gelebt. 

Die Bezirkshauptmannſchaft S. andererſeits hat mit dem 
Erkenntniſſe vom 24. Auguſt 1878 Johann K. wegen unbefugten 
Waffentragens nach § 36 des Waffenpatentes zu einer Geldſtrafe von 
5 fl. verurtheilt, die Waffe als verfallen erklärt, ferner denſelben wegen 
Uebertretung des § 42, ad 4 durch Gehen im herrſchaftlichen Reviere 
ohne Bewilligung des Revierbeſitzers mit einem Hunde und einer Waffe, 
dann des § 42, ad 3 des Jagdgeſetzes für Böhmen vom 1. Juni 1866 
wegen Nichtbeſitzes einer Jagdkarte zu 15 fl. Geldſtrafe verurtheilt. 

Johann K. legte hierauf die Berufung ein. 

Die Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 21. November 1878 
das angefochtene Straferkenntniß, inſoweit mit demſelben der Recurrent 
wegen der Uebertretungen der S8 26 und 42, ad 3 und 4 des Jagd- 
geſetzes für Böhmen vom 1. Juni 1866 verurtheilt wurde, in der 
Schuld- und Straffrage bei ſichergeſtelltem ſubjectiven und objectiven 
Thatbeſtande, dann mit Hinblick auf § 42 des Jagdgeſetzes, wonach die 
Uebertretungen dieſes Geſetzes, ohne Rückſicht auf die Strafbarkeit dieſer 
Handlungen nach anderen Geſetzen, nach dem Jagdgeſetze zu beſtrafen 
find, beſtätigt, inſoweit jedoch der Recurrent in dieſem Straferfenntniffe 
auch der Uebertretung des § 36 des Waffenpatentes ſchuldig erkannt 
wurde, dieſen Theil desſelben einſchließlich des in demſelben aus⸗ 
geſprochenen Verfalles des Jagdgewehres behoben, weil wegen dieſer 
Uebertretung, welche gleichzeitig mit der Uebertretung des 8 460 St. G. 
concurrirte, bereits das Bezirksgericht in S. mit Urtheil vom 20. Auguſt 
1878 gegen den Recurrenten die nach $ 40 des Waffenpatentes 
competente Strafamtshandlung durchgeführt hat. 

Johann K. bat im Gnadenwege um Nachſicht der Geldſtrafe von 
15 fl. und um Ausfolgung der Waffe. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 5. April 1879, 
Z. 413, die Geldſtrafe von 15 fl. im Gnadenwege auf 5 fl. herab⸗ 
geſetzt, in Betreff des weiteren Anſuchens um Nachſicht des Verfalles des 
Jagdgewehres aber ausgeſprochen, „daß ein im gerichtlichen Wege aus⸗ 
geſprochener Verfall im politiſchen Wege nicht nachgeſehen werden kann“. 
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Diebſtahl im Arbeitsverhältniſſe. ($ 176, II e St. G.) 

Thereſia N. wurde vom Landesgerichte Wien für überwieſen an⸗ 
geſehen, dem Ferdinand N. Gegenſtände im Werthe von 14 fl. 10 kr. und 
darunter einen Barbetrag von 6 fl. aus unverſperrter Lade in feinem Ge⸗ 
ſchäftslocale zu einer Zeit entwendet zu haben, wo ſie mit der Verrichtung 
der ihr vom Beſchädigten gegen Entlohnung aufgetragenen Arbeit des 
Aufwaſchens und Scheuerns des Fußbodens beſchäftigt war. Dennoch 
erkannte der Gerichtshof, ſie ſei nur der Uebertretung des Diebſtahls 
ſchuldig, indem er annahm, daß die Beſtimmung des § 176, II e St. G. 
auf den vorliegenden Fall keine Anwendung finden könne, weil die 
Angeklagte nicht auf einen ganzen Tag zur Arbeit gedungen worden, 
ſomit nicht als „Taglöhnerin“ im Sinne dieſer Geſetzesſtelle anzuſehen 
ſei und weil nicht eine beſtimmte, ſondern eine variable Arbeit, wie ſie 
Bedienerinnen zu leiſten pflegen, bedungen war, ſomit die Vorausſetzungen 
des $ 176, II c St. G., welcher durch das Wörtchen „die“ vor dem 
Worte „Arbeit“ offenbar eine einzelne, ganz beſtimmte Arbeit bezeichnen 
wolle, hier nicht zutreffen. In der hiegegen eingebrachten Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde berief ſich die Staatsanwaltſchaft auf § 281, Abſ. 9 a (richtiger 
Abſ. 10) St. P. O. und machte geltend, daß der Gerichtshof bei Sub⸗ 
ſumirung der von ihm als erwieſen angenommenen Thatſachen unter 
das Geſetz dieſes unrichtig angewendet habe, weil es für den Begriff 
des Ausdruckes „Taglöhner“ gleichgiltig ſei, nach welchem Maßſtabe 
der Arbeitende entlohnt wird, das entſcheidende Merkmal vielmehr 
darin liege, daß Jemand ſeine Arbeit an einen Beſteller verdinge, ohne 
zu demſelben in ein regelmäßiges Dienſtverhältniß zu treten. 

Bei der öffentlichen Verhandlung des Caſſationshofes, welche 
unter dem Vorſitze des Senatspräſidenten Ritter v. Krenn am 21. März 
1879 vorgenommen wurde, bemerkte der Vertreter der Generalprocu- 
ratur, Oberlandesgerichtsrath Graf Lamezan, unter Anderem: „Indem 
das Geſetz im § 176, II e St. G. von „Taglöhnern“ ſpricht, hat es 
ein Lohnverhältniß im Auge, das begrifflich eine längere Dauer nicht 
in ſich ſchließt und in der Regel jederzeit leicht wieder gelöst werden 
kann. Für die Natur dieſes Verhältniſſes iſt es von keinem Belange, 
ob der Arbeitsnehmer auf eine längere oder kürzere Friſt und ob der— 
ſelbe zu einer im vorhinein und individuell beſtimmten Arbeit oder nur 
zu wechſelnden Verrichtungen je nach den Bedürfniſſen des Augenblickes 
gedungen wurde. Um die entſcheidenden thatſächlichen Vorausſetzungen 
der bezüglichen Geſetzesſtelle zu erkennen, muß auf den Grund derſelben 
zurückgegangen werden. Ihr Urſprung iſt in der O. c. Theresiana zu 
ſuchen, welche im Artikel 94, § 11 den Diebſtahl, „ſo von Dienſtleuten, 
Hausgenoſſen oder Taglöhnern, vor denen ſich ihres habenden Dienſtes 
und freyen Eintrittes halber nicht jo leicht gehütet werden kann, bos⸗ 
haſter Weiſe begangen wird“ — unter die qualificirten Diebſtähle 
eingereiht hat. In gleichem Sinne normirt aber auch der dem § 176, 
II c des Strafgeſetzbuches vom Jahre 1803 entſprechende 8 466, lit. c 
des Militär⸗Strafgeſetzbuches, daß ein über fünf Gulden betragender 
Diebſtahl aus der Eigenſchaft des Thäters zum Verbrechen würde, 
wenn derſelbe von Gewerbsleuten, Lehrjungen oder Taglöhnern an ihrem 
Meiſter oder Denjenigen, welche die Arbeit bedungen haben, oder über⸗ 
haupt von ſolchen Leuten begangen wird, vor welchen man fich ihres 
freien Eintrittes oder beſonderen Geſchäftes wegen nicht jo leicht hüten 
kann. Dieſen Belegſtellen gemäß findet die beſondere Strenge des Ge— 
ſetzes ihre Erklärung in der durch das Lohnverhältniß geſchaffenen 
größeren Zugänglichkeit von Vermögensobjecten des Arbeitsgebers und 
in dem Mißbrauche des Vertrauens, welches der Arbeitsgeber wegen 
der bedungenen Arbeit dem Arbeitsnehmer zu gewähren veranlaßt iſt. 
Hiernach kann es aber keinem Zweifel unterliegen, daß Thereſia N., 
da ſie die Gelegenheit, welche ihr durch die bedungene Arbeit geboten 
wurde, zu einem den Werth von fünf Gulden überſteigenden Diebſtahle 
an ihrem Arbeitsgeber benützte, nach dem Begehren der Anklage ſchuldig 
zu ſprechen war. 

Der k. k. oberſte Gerichts⸗ als Eaſſationshof gab mit Entſchei⸗ 
dung vom 21. März 1879, 3. 13.705, der Nichtigkeitsbeſchwerde 
der Staatsanwaltſchaft Folge und erkannte die Thereſia N. des Ver⸗ 
brechens des Diebſtahls nach $ 176, II e St. G. ſchuldig. — Gründe: 

„Nach den thatſächlichen Feſtſtellungen der erſten Inſtanz hat 
Thereſia N. Sachen im Betrage von 14 fl. 10 kr. ö. W. entwendet, worun⸗ 
ter ſich auch ein dem Ferdinand N. gehöriger Barbetrag von 6 fl. 
befand, welcher von ihr aus einer offenen Lade des Geſchäſtslocales 
während der Zeit entwendet wurde, als ſie zum Aufwaſchen und Scheuern 
des Fußbodens in dieſem Locale gedungen war. Daß der Gerichtshof erſter 


Inſtanz die Beſtimmungen des § 176, II e St. ©. auf dieſen Dieb- 
ſtahl nicht anwendete, begründet allerdings den Nichtigkeitsgrund des 
§ 281, Abſ. 9 a St. P. O., denn nach dem klaren Wortlaute, nach 
dem Sinne und dem Zwecke des Abſ. II c des $ 176 St. G. kommt 
es gar nicht darauf an, ob der Thäter gerade ein Taglöhner oder ob 
er gerade für eine gewiſſe Zeit oder für alle oder mehrere vorkommende 
Arbeiten gedungen war, ſondern vielmehr darauf, ob eine Arbeit, wozu 
er vom Beſtohlenen gedungen war, dem Thäter die leichtere Gelegen⸗ 
heit zur Verübung des Diebſtahls geboten hat. Da nun aber der Gerichts⸗ 
hof erſter Inſtanz ſelbſt dieſe richtige Anſchauung bei der Beurtheilung 
des vorligenden Falles zu Grunde gelegt, gleichwohl aber die That nicht 
als Verbrechen, ſondern nur als Uebertretung des Diebſtahls qualificirt 
hat, ſo liegt eine unrichtige Geſetzanwendung vor, weshalb das erſtrichter⸗ 
liche Urtheil für nichtig erklärt werden mußte ....“ 


Geſetze und Berordnungen. 
1879. I. Quartal. 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober- und Nieder⸗Schleſien. 
V. Stück. Ausgeg. am 10. März. 
12. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 13. Februar 
1879, 3. 1278, über die für eingelieſerte Maikäfer und Engerlinge im Jahre 
1879 zu leiſtende Vergütung. 
13. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 21. Februar 
1879, Z. 1468, betreffend die Nachweiſung des Fortbeſtandes des Militär⸗Befreiungs⸗ 
titels für die bei der Stellung in der dritten Altersclaſſe Befreiten. 
14. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 4. März 
1879, 8. 1842, womit der Reiſe- und Geſchäftsplan der Militär-Stellungs⸗ 
commiſſionen im Kronlande Schleſien für die Stellung des Jahres 1879 verlaut⸗ 


bart wird. 
VI. Stück. Ausgeg. am 26. März. 


15. Geſetz vom 3. März 1879, wirkſam für das Herzogthum Ober⸗ 
und Nieder⸗Schleſien, betreffend die Supplirung von Lehrſtellen an öffentlichen 
Volksſchulen in Schleſien. 

VII. Stück. Ausgeg. am 28. März. 

16. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 24. März 
1879, 3. 2408, betreffend eine theilweiſe Abänderung des für das Jahr 1879 
feſtgeſtellten Reiſe- und Geſchäftsplanes der Militär⸗Aſſentcommiſſionen. 


Landes⸗Gefetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 
J. Stück. Ausgeg. am 20. Jänner. 

1. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 26. December 1878, 
8. 64.482, betreffend die Errichtung eines Aichamtes in Myslenice. 

2. Geſetz vom 17. December 1878, wirkſam für das Königreich Galizien 
und Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, womit der Wortlaut der 
Beſtimmungen des erſten Abſatzes des § 58 des Geſetzes vom 17. Juli 1876 
über den Schutz des Feldgutes im polniſchen und rutheniſchen Texte abgeändert 


wird. 
II. Stück. Ausgeg. am 11. Februar. 


3. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 11. Jänner 1879, Z. 728, 
betreffend die Bewilligung für die Gemeinden Koniöw und Majnicz zur Ein⸗ 
hebung von Gemeindezuſchlägen zu den directen Steuern. 

4. Kundmachung des k. k. galiziſchen Statthalterei-Präſidiums vom 
17. Jänner 1879, 8. 437. pr., betreffend die Ausſcheidung der Gemeinde Grebow 
m. att. Wydrze und Zabrnie aus dem Gerichtsſprengel Rozwadöw und deren 
Zuweiſung zu dem Bezirksgerichtsſprengel Tarnobrzeg. 

5. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 12. Jänner 1879, Z. 1156, 
betreffend die Bewilligung für die Gemeinde Manaſtersko zur Einhebung eines 
Zuſchlages zur Verzehrungsſteuer von Fleiſch. 

6. Kundmachung der k. k. Statthalte ei vom 13. Jänner 1879, Z. 1374, 
womit dem Chrzandwer Bezirksrathe das weitere Recht zur Erhebung von Mauth⸗ 
gebühren ertheilt wird. 

7. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 13. Jänner 1879, Z. 1374, 
womit dem Bezirksrathe in Brzesko das Recht zur Erhebung einer Brückenmauth 
am Ußwicafluſſe bei Dolega ertheilt wird. 

8. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 13. Jänner 1879, 8. 1374, 
womit dem Bezirksrathe in Stryj das weitere Recht zur Erhebung einer Brücken⸗ 
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mauth am Oporfluſſe in Hrebenow ertheilt wird. 
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9. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 13. Jänner 1879, Z. 1374, 
womit fünf Gutsgebieten und der Gemeinde Przemyslany das weitere Recht zur 
Einhebung von Brückenmauthgebühren ertheilt wird. 

10. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 13. Jänner 1879, 8. 1374, 
womit dem Gutsgebiete Medenice das Recht zur Behebung einer Mauthgebühr 
von der Brücke über den Dnieſterfluß in Saska Kameralna ertheilt wird. 

11. Kundmachung der k. k. Statthalte ei vom 13. Jänner 1879, Z. 1374, 
womit dem Gutsgebiete Czudec, Rzeszöwer Bezirkes, das Recht zur Erhebung 
einer Ueberfuhrmauth auf dem Wislokafluſſe ertheilt wird. 

12. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 13. Jänner 1879, Z. 1374, 
womit dem Gutsgebiete Dobrotwor das Recht zur Einhebung einer Mauthgebühr 
von der Brücke über den Bugfluß ertheilt wird. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Dr. Karl Lemayer den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe 
und dem Miniſterialrathe desſelben Miniſteriums Alois Ritter v. Hermann 
das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Karl 
Haardt v. Hartenthurn das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens und dem Sec⸗ 
tionsrathe in demſelben Miniſterium Johann Edlen v. Steinbaner-Seydel 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe, beiden taxſrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Oberfinanzrathe der n. ö. Finanz⸗Landesdirection Ignaz Freiherrn 
v. Buſchmann anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Leopold⸗ 
Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der n. ö. Finanz⸗Landes⸗ 
direction Ludwig Ritter v. Nadherny den Titel und Charakter eines Hofrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Eduard Goltz zum Oberfinanzrathe 
der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe und Leiter der Finanzprocuratur 
in Zara Dr. Anton Verdin den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Meinifterialeoneipiften im Handelsminiſterium 
Dr. Eduard Magner, Camill Kuranda und Dr. Friedrich Wilhelm Grafen 
zu Caſtell⸗Rüdenhauſen den Titel und Charakter von Minifterial-Vice- 
ſecretären verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Finanzminiſterium Ernſt 
Erben das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Polizei-Obercommiſſär der Trieſter Polizei⸗ 
11 80 Heinrich Fraus taxfrei den Titel und Charakter eines Polizeirathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der Allerhöchſten Fondsgüter direction ange⸗ 
ſtellten erſten Rechnungsofficiale Joſeſ Gyurko vich die zweite Rechnungsraths⸗ 
ſtelle verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Friedrich Groß in Malaga zum 
unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem proviſoriſchen Finanzwachreſpicienten Michael 
Stengel das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Commiſſär der Brünner Polizeidirection 
Albert Koſterſitz zum Polizei⸗Obercommiſſär ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die vom k. und k. Geueralconſulate in 
Barcellona verfügte Beſtallung des Don Juan Martorell y Caules zum 
Conſularagenten in Mahon genehmigt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Joſef Lechky zum 
Finanzrathe bei der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Liquidatoren der Staatsſchuldencaſſe Emil 
Bertoni und Georg Schwingenſchlögl zu Controloren dieſer Caſſe ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Franz Schaffer zum Ober⸗ 
poſtverwalter in Marburg ernannt. 


Erledigungen. 

Bezi kscommiſſärsſtelle bei der u. b. Statfhalterei mit der neunten Rangs⸗ 
elaffe, eventuell Statthalterei⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis 
28. Juli. (Amtsbl. Nr. 163.) 

Oberförſtersſtelle bei der k. k. Wiener Forſt⸗ und Domänendirection in 
der neunten, eventuell eine Förſtersſtelle in der zehnten und eine Aſſiſtentenſtelle 
in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 163.) 

Controlorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe beim Wineer Tabak-Haupt- 
magazine gegen Caution, bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 164.) 

Controlorsſtelle bei der Telegraphen⸗Hauptſtation in Spalato in der 
neunten Rangsclaſſe, bis 10. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 166.) 

Rechnungsprakticantenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in 
Salzburg mit einem jährlichen Adjutum von 300 fl., bis 20. Auguſt. (Amtsbl. 
Nr. 166.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in der fiebenten Rangsclaſſe für Böhmen, bis 
Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 168.) 


N Hierzu als Beilage: Bogen 14 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


